
tralorgan, das „Neue Deutschland“, zu zitieren, und zwar von ge­
stern. Da heißt es in einem Grußschreiben des Vorstandes der 
PDS an den Parteitag der Kommunisten in der Sowjetunion: 
„Unabhängig von einer“, ich zitiere jetzt wörtlich, „zwischenzeit­
lichen Vereinnahmung der DDR durch das westdeutsche Kapital 
hätten die revolutionären Prozesse in der UdSSR auch der De­
mokratisierung in der DDR entscheidende Impulse gegeben.“ 
Meine Frage ist jetzt, Herr Willerding: Hängt sich nun die PDS 
sozusagen an den Rockzipfel der Konservativen, oder versucht 
sie , die Demokratisierung in unserem Land zu blockieren?

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Dr. Willerding (PDS):

Wissen Sie, ich glaube, wir haben unsere Partei nicht deshalb 
erneuert oder sind dabei, noch zu erneuern,

(Gelächter und Unmutsäußerungen vor allem bei CDU/DA)

weil wir konservative Kräfte unterstützen wollten in einem 
Kampf um die wirkliche Erneuerung auch in dem großen Land 
der Sowjetunion. Also, Sie wissen, wir sind konsequent in unse­
rem Vorgehen. Es wird viel Kraft und Zeit brauchen.

(Gelächter und Beifall vor allem bei CDU/DA - Zuruf: Koste es, 
was es wolle.)

Bitte?

(Zuruf: Koste es, was es wolle.)

Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Veränderungen beziehen sich sowohl auf das alte Gerichtsver­
fassungsgesetz als auch auf den bereits der Kammer vorgeleg­
ten ersten Entwurf. Folgende Veränderungen:

Die Frage der Wählbarkeit der Richter soll nicht mehr im Ge­
richtsverfassungsgesetz geregelt bleiben, sondern wird Rege­
lungsgegenstand des Richtergesetzes werden, das auch heute 
zur Beschlußfassung vorgelegt wird. Dazu wurde der § 5 Abs. 1 
aufgehoben.

Die rechtliche Grundlage für die Militärgerichtsbarkeit wurde 
entsprechend der Beschlußfassung des Rechtsausschusses im 
Gerichtsverfassungsgesetz aufgehoben. Deshalb empfiehlt der 
Rechtsausschuß dem Ministerium der Justiz und dem Ministe­
rium für Abrüstung und Verteidigung, unverzüglich die ent­
sprechenden Übergangsregelungen zu erarbeiten.

Veränderungsbedürftig waren ebenfalls all die Bestimmun­
gen des ehemaligen Gerichtsverfassungsgesetzes, die die Rech­
te des jetzt nicht mehr existierenden FDGB vorschrieben. Dafür 
wurde statt FDGB „Gewerkschaft“ hineinformuliert, und es wur­
den Mitwirkungsrechte des FDGB an Arbeitsrechtsverfahren 
geändert, die sind ja im Gesetz über Schiedsstellen geregelt. 
Auch die Aufgaben des FDGB zur Anleitung der Konfliktkom­
missionen waren nicht mehr notwendig, und deshalb wurden sie 
aus diesem Gerichtsverfassungsgesetz herausgenommen.

Da die Rechte der Staatsanwaltschaft im Staatsanwaltschafts­
gesetz geregelt werden, wurden die bisher in § 14 des alten GVG 
geregelten Rechte der Staatsanwaltschaft zur staatlichen Ankla­
ge, deren Vertretung vor Gericht sowie der Beantragung von 
Rechtsmitteln gegen gerichtliche Entscheidungen aufgehoben.

Mit der Streichung der §§ 17-20 des alten GVG wurden Rege­
lungen für die Richter zur Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Volksvertretungen und die damit verbundene Rechenschafts­
pflicht der Richter über ihre Aufgabenerfüllung vor den örtli­
chen Volksvertretungen aufgehoben. Das ergibt sich auch aus 
den vorgelegten Änderungen zur Verfassung.

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Ich schließe damit die Aus­
sprache.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3:

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
Verfassungsgesetz zur Änderung und Ergänzung des Ge­
richtsverfassungsgesetzes 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 70 a)

Zusätzlich ist noch die Drucksache Nr. 70 b ausgelegt worden. 
Pas Wort zur Berichterstattung hat die Vertreterin des Rechts- 
ausschusses, Frau Abgeordnete Dr. Albrecht.

Frau Dr. Albrecht, Berichterstatter des Rechtsausschusses:

Werte Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete! Ich trage hiermit 
den Bericht des Rechtsausschusses zum Verfassungsgesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Gerichtsverfassungsgesetzes vor. 
Ich möchte vorab sagen, diese Empfehlung des Rechtsausschus­
ses wurde einstimmig gefaßt.

(Vereinzelt Beifall)

Es geht um die Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
vom 27. September 1974, Gesetzblatt Teil 1, Nr. 48, S. 457 und den 
bereits in der ersten Lesung hier in der Volkskammer behandel­
ten 1. Entwurf des Verfassungsgesetzes zur Änderung und Er­
gänzung des Gerichtsverfassungsgesetzes.

Unter Hinzuziehung der vom Innenausschuß und vom Aus­
schuß für Verfassung und Verwaltung vorgeschlagenen Verän­
derungen sowie unter Mitwirkung des Ministeriums der Justiz, 
der Generalstaatsanwaltschaft, von Vertretern der Militärge­
richtsbarkeit und der Militärstaatsanwaltschaft wurden vom 
Rechtsausschuß folgende Veränderungen vorgenommen. Diese

Ebenso wurde die bisherige Leitung der Rechtssprechung 
durch das Oberste Gericht, insbesondere seine Ausarbeitung 
von Richtlinien für die Rechtssprechung, aufgehoben. Bekannt­
lich waren ja gerade diese Richtlinien des Obersten Gerichts in 
der Vergangenheit wesentliche Anleitungen für die Richter und 
ihre Rechtsprechung.

Zur Wahrung einer ordnungsgemäßen Täigkeit der Gerichte 
wird dem Minister der Justiz die Dienstaufsicht gemäß § 21 über 
die staatlichen Gerichte übertragen.

Aufgehoben wird die Verantwortung des Ministeriums der Ju­
stiz zu den Leitungsaufgaben, zur Rechtsanalyse sowie zur Aus­
wertung des Qualifizierungsstandes hinsichtlich seiner Kon- 
trolltätigkeit und zu Schlußfolgerungen für die Leitung der 
Rechtssprechung. Die Frage der Dienstaufsicht ist entspre­
chend weiter ausgestaltet und gemäß dem Aufbau der Gerichte 
an den Präsidenten des Obersten Gerichts sowie auf die Präsi­
denten der Bezirks- und Direktoren der Kreisgerichte für die ih­
nen unterstellten Richter und Mitarbeiter ausgeweitet worden, 
vergleiche §§ 26, 34 und 42.

Zur Gewährleistung der Paßfähigkeit der neu zu schaffenden 
Gesetze wurden Bestimmungen, die ursprünglich für das Rich­
tergesetz vorgesehen waren, in die Neufassung des GVG aufge­
nommen. Das betrifft die Ziffern 20 und 39 der Vorlage.

In Anbetracht dieses Standpunktes, der einen Konsens aller 
im Rechtsausschuß vertretenen Mitglieder darstellt, wurde ein­
stimmig - wie ich das bereits sagte - beschlossen, dem Hohen 
Haus das GVG zur Abstimmung zu empfehlen.

Weiterhin gibt der Rechtsausschuß eine Empfehlung an das 
Hohe Haus, insbesondere zu den Vertragsverhandlungen, daß 
die Rechtskraft der bisherigen Rechtssprechung der Gerichte 
auch in einem künftigen Gesamtdeutschland anerkannt wird. 
Und dies sollte vor dem Beitritt der DDR in ein Gesamtdeutsch­
land geregelt werden. Das hätte auch Bedeutung für noch offene
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